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Zur 


Zur Frage der Suppltrung des ſchriftiichen Beug- 
niſſes über die vollzogene Eheverllundigung. (5. 78 
des a. 6. G.-B.) 

Bon Dr. V. P. 


Ehriftine B. evangelischer Confeſflon und Mathias E. katholiſch, 
beide zur ſelben Gemeinde gehörig, hatten fowohl bei dem katholiſchen 
Pfarrer wie bei dem evaugeliſchen am 20. Mal 1870 um Vornahme 
des Aufgebotes ihrer beabſichtigten Eheſchließung angefucht. Auf Dies 
hin erſolgte ſowohl katholiſcher wie proteſtautiſcher Seſts ordnungs⸗ 
mäßig die kirchliche Verkündigung an drei Terminen. 

Die Trauung follte nach der anfänglichen Abſicht der Brautleute 
vor dem latholiſchen Pfarrer ſtattfinden. Da indeß dieſer die Vor⸗ 
nahme derſelben davon abhängig machte, daß ſich die Brautleute mit⸗ 
telſt eines Reverſes zur katholiſchen Erziehung aller aus dieſer Ehe 
entſprießenden Kinder verpflichten ſollten, enkſchloſſen ſich dieſelben, nicht 
geneigt jener Bedingung ſich zu unterwerfen, den proteftantifihen Pfarrer 
um ihre Copalatjon zu erſuchen. Damit dieſer jedoch ihrem Auſinnen 
entſprechen konnte, bedurfte er in Gemäßheit des §. 788 des a. b. 
G.⸗B. des ſchriftlichen Zeugniſſes ihrer wirklich vollzogenen ordenk⸗ 
lichen Verkündigung. 

Das mehrmalige Anſuchen um Beſtätigung des vorgenommenen 
Anfgebotes wurde vom katholiſchen Pfarrer im Hinblicke auf die für 
ihn bindende Ordinarlatsweiſung abgeſchlagen. Die Brautleute nahmen 
nun die Hilfe des Bezirkshaupkmannes zur Erreichung ihres Zweckes 
in Anspruch. Auch auf die diesfällige Zuschrift des Bezirkshauptman⸗ 
nes beſtand der katholiſche Pfarrer auf feiner Weigerung, den von ihur 
vorgenommenen Act des Aufgeboles zu befeheinigen. 

Was war da zu thun? Es gab nur drei Möglichkeiten: ent⸗ 
weder den Pfarrer zwangsweiſe unter Androhung von Geldſtrafen 
zur Ausſtellung des ſchriftlichen Zeugniſſes zu verhalten, oder mit 
Ignorirung des einmal von ihm vorgenommenen Aufgebotes zur Vor⸗ 
nahme des weltlichen Aufgebotes zu ſchreiten, oder endlich das ſchrift⸗ 
liche Zeugniß durch Zeugeneinvernehmung zu ſuppliren. 


Wenngleich ſich die erſte Maßregel dadurch Hätte rechtfertigen laffen 
konnen, daß bie Behörde auf Grund der Vollzugsvorſchrift vom 20. April 
1854, R. G. B. Nr. 96, zur Anwendung der dort bezeichnelen 
Zwangemittel zum Vollzuge ihrer Anordnungen ſich berechtigt fehen 
konnte, ſo erhob ſich dagegen doch der Zweifel, ob die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft berechtigt fei, von einem Pfarrer die Beſcheinſgung eines 
Actes zu verlangen, den er feiner Meinung nach illegaler Meife 
vorgenommen hat. Außerdem war man auch der Wirkung der Strafe 
androhung nicht ſicher, indem es bei der unbeugſamen Natur des ge⸗ 
nannten Prieſters eher zu erwarten ſtand, daß er den Strafbetrag 
einzable, als ſich dem Auftrage füge. Und dann war die Sache nur 
neuerdings verzögert und mußte doch zu einem andern Mittel gegriffen 
werden. Zum zmeiten Weg durfte man ſich auch nicht entſchlleßen, 
ohne dem Geſetze offenbar Zwang anzuthun, da dasſelbe die Vornahme 
des Aufgebotes vor der weltlichen Behörde nur dann zuläſſig erklärt, 
wenn der katholiſche Prieſter die Vornahme des klrchlichen Aufgebotes 
verwelgert. Eine ſolche Weigerung lag in dleſem Falle nicht vor; der 
Pfarrer verweigerte lediglich die Beſcheinigung des vorgenommenen, 
Verkündactes. 

Es blieb demnach nur das dritte Auskuuftemſttel übrig. Obwohl 
nun auch dagegen Bedenken aus dem Geſetze geltend zu machen waren, 
fo eutſchloß man fich doch, das ſchriftlſche Zeugniß durch Eluverneh⸗ 
mung von Zeugen ſuppliren zu loſſen, welche dem Aufgebote beige⸗ 
wohnt hatten. Es wurden demnach zwet von den Brautleuten name 
haft gemachte Zeugen über die wirklich erfolgte Verkündigung der 
beabſichtigten Ehe durch den katholiſchen Pfarrer zu T. einvernommen 
und dleſe Thatſache auf Grund ihrer mit der Behauptung der Braut- 
leute übereſuſtimmenden Ausſage als erwieſen angenommen; von der 
Abnahme des angebotenen Eides nahu man in Analogie der 88. 86 
und 87 des a. b. G. B. Abſtaud. Dies wurde ſodann dem enmı= 
gellſchen Pfarrer unterm 11. Juli 1870 in einem Schreiben bekaunt 
gegeben, worauf ſodann die Trauung der genannten Brautleute am 
24. Juli 1870 erfolgte, 

Vom 20. Mai bis 24. Juli bedurfte es alſo, bis dle beiden 
Brautleute getraut werden konnten! Die diesfällige Verhandlung, 
melche ſich ſtreng auf dem Boden des Geſetzes bewegte, beweift wieder 
die Unzulänglichkeit der heutigen Ehegeſetzgebung. Wir wollen die 
Lücken nicht gegen den priucipiellen Standpunkt dieſer Geſetzgebung, 
ausbeuten, wie es gerne zu geſchehen pflegt; nicht der Standpunkk. 
wohl aber die „eilige“ Geſetzgebung trägt Schuld an der Unzulang⸗ 
lichkeit. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Landes-, Bezirks- und Gemeindezuſchlüge zu den direrten Steuern können 
ntmt als ein „Ucceſforfſum“ der einzelnen Gattungen der 1. f. Steuern 
angesehen werden. 

Nach Artikel 26 des zwiſchen Oeſterreich und Sachſen abge⸗ 
ſchloſſenen Staatsvertrages vom 30. November 1864 (R. G. B. 
Nr. 2 ex 1865) ſollen von der innerhalb des äfterreichifehen Gebietes 
gelegenen Strecke der Brambach⸗Voitersreuth⸗Egerer Eiſenbahn mit 


Rückſicht auf deren geringe Ausdehnung und Unſelbſtſtändigkeit mit 
Ausuchme der Grundſteuer für die eingelöften und ſonſt erworbenen 
Gründe und fonftiger Obfeete keinerlei Abgaben und Steuern erhoben 
werden. 

Das k. k. Finanzminifterium hat ein Anſuchen der ſächſiſchen 
Staatseiſenbahn⸗Hauptcaſſe um Rückerſtattung einer an das Steueramt 
Eger für das Jahr 1869 bereits berichtigten Abſchlagszahlung per 
9 fl. 85 ½½ kr. auf die Landes⸗ und Grundentlaſtungszuſchläge zur 
Grundſteuer, ſowie die aus dieſem Anlaſſe geſtellte Anfrage der Prager 
Finanzlandesdirection dem Miniſter des Junern zur competenten Ent⸗ 
ſcheidung mit dem Bemerken überſendet, daß die Landeszuſchläge als 
ein Ackeſſorkum der Grundſtener anzuſehen, daher auch von Sachſen 
zu bezahlen wären. 

Statthalterei und Faudesausſchuß aber vertraten die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht. 

Das Miniſterſum des Innern hat mit Entſcheidung vom 15. Juni 
1870, Z. 8078, ansgeſprochen, daß es den Auſpruch der k. ſüchſiſchen 
Staalseiſeubahn⸗Hauptcaſſe auf Befreiung der zur Brambach⸗Voiters⸗ 
reuth⸗Egerer Eiſenbohn elngelöſten Grundſtücke von der Entrichtung 
der Landes- und Grundenklaſtungsfondszuſchläge zu der Grundsteuer 
im Wortlaute des Art. 26 des zwifchen Oeſterreich und Sachſen ab⸗ 
geſchloſſenen Staatsvertrages vom 30. November 1864 begründet 
findet; aus nachfolgenden Erwägungen: Die Landes- und Grundeut⸗ 
laſtungsfondszuſchlage ſtehen mit der Grundſteuer nur inſofern im 
einem Zuſammenhange, als die erſteren, ſomie alle übrigen Gattungen 
der „Directen“ Steuern die Grundlage der Auftheilung bilden; es 
beruhen jedoch die Laudeszuſchläge auf einer ganz verſchiedenen recht⸗ 
lichen Bafis, well fie im Wege der Landesgeſetzgebung normirt wer⸗ 
den, während die (. f. Steuern der Reichsgeſetzgebung vorbehalten 
find. Die Landeszuſchlage können hiernach (ebenſo wie die Bezirks⸗ 
und Gemeindezuſchläge zu directen Steuern) nicht als ein Acceſſortum 
der einzelnen Gattungen der l. f. Steuern augeſehen werden, fondern 
erſcheinen vielmehr ihrem Weſen nach als vollkommen „felbfiftändige 
Abgaben“ ), die unter dem im Art. 26 des Eingangs bezogenen 
Staatsverkrages aufgeſtellten Begriffe „Grundſteuer“ ſich füglich nicht 
ſubſumiren laſſen. H. 


Zur Frage der Ginhebung der Gemeindeumlagen von Spiritwofen: Die 
Umwandlung von Welugeiſt in Ligucur und Roſogllo iſt nicht als 
„Verbrauch“ im Gemeludegebiete anzuſehen. 


Der Gemeinde⸗Ausſchuß in B. hat am 20. December 1868 
befchloffen, im Jahre 1869 einen 15% Zuſchlag zur Verzehrungs⸗ 
ſteuer von Wein, Weingeiſt und Bier einzuheben. Mit Edict vom 
14. Marz 1869 hat der Stadtrath kundgemacht, daß nach einem 
neuerlichen Gemeindebeſchluß vom 13. März 1869 dieſer 15% Steuer⸗ 
zuſchlag gleich bel der Einfuhr von Spiritus und Branntwein zu 
entrichten iſt, und dann zurückerſetzt wird, wenn die Waare in der⸗ 
ſelben Gradhältigkeit binnen 3 Tagen weiter verführt wird. 

Gegen das Vorgehen des Stadtrathes von B. bei Einhebung 
dieſes Communalzuſchlages beſchwerten fich mehrere Fabrikanten und 
Handelsleute und zwar insbeſondere darüber, daß die Tranſito⸗Zelt 
zu kurz ſei, und daß die Umſtaltung der Spirituofen z. B. in Liqueur 
unrichtig als Verbrauch angeſehen werde. 

Der Bezirkshauptmann entſchied: 

1. „Der Zuſchlag könne nicht abgenommen werden, wenn der 
Weingeiſt in ein anderes Product z. B. Liqueur, Roſoglio umge» 
wandelt und dann ausgeführt wird, und es wird demnach der im 
Ediet vom 14. März 1869 enthaltene Ausſpruch, daß der Zuſchlag 
nur dann reſtituipt wird, wenn die Waare in derſelben Gradhältig⸗ 
keit ausgeführt wird, behoben; 

2. das Traufito⸗Gut habe vom Zuſchlage frei zu bleiben; die 
fefigefegte Ztägige Friſt ſet genügend, doch könne es den Handelsleuten 
nicht verwehrt werden, unter Nachweiſung der Gründe eine Friſter⸗ 
ſtreckung beim Stadtrath anzuſuchen.“ 

Die Gemeinde B. beſchwerte ſich gegen dieſe Entſcheldung des 
Bezirkshauptmannes bei der Stakthalterel und ſtellte an dieſelbe die 
Anfrage, ob die Abnahme des Zuſchlages von in ein anderes Product 
unigeftalteten und zur Ausfuhr gelangenden Spirituoſen zuläſſig fei, 


) Diefe Anſchauung fteht guch mit der a. U. Entschließung vom 25. No: 
vember 1858, Nr. 220 N. ©. B. im Einklange, mit welcher die Einbebung 
des Landes und Grundentlaflungsfondszuſchlages zur Einfommenſteuer auf 
die Amtsbezüge und Ruhegenüſſe der Beamten eingeſtellt wurde. 
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und wann und unter welchen Bedingungen beim Tranſtko⸗Gut die 
Rückvergütung des erlegten Zuſchlages einzutreten habe ? 

Die Statthalterei beftätigte die Entſcheidung des Bezirkshaupt⸗ 
mannes infomeit nämlich ausgeſprochen wurde, daß der Stadtrath in 
B. nicht berechtigt ſei, die 15%/, Umlage zur Verzehrungeſteuer von 
jenem Weingeiſte abzunehmen, der im Gemeindegebiet nicht verbraucht, 
ſoudern nach Verarbeitung oder Umwandlung in ein auderes Product 
aus dem Gemeinbegebiete ausgeführt wird; hiebei wurde dem Ge⸗ 
meinderathe ſreigeſtellt, in Vollziehung des Gemeindebeſchluſſes inner⸗ 
halb der geſetzlichen Grenzen behufs eveutueller Rückerſtattung der bet 
der Erzeugung ader Einfuhr des Weingeiſtes oder Branntweines er⸗ 
hobenen Gebühr im Auskrittsfalle folche Vorkehrungen im eigenen 
Wirkungskreiſe zu treffen, welche geeignet find, der Schädigung des 
Gemeindegefälles, welche der Stadkrath in Folge des vorſtehenden Ab⸗ 
ſpruches befürchte, wirkſam zu begegnen, in welcher Beziehung der 
Stadtrath auf die Beſtimmung des Art. VI. des Geſetzes vom 8. Jull 
1868, R. G. B. Nr. 90 hingewieſen wurde. 

Bezüglich des Edietes des Stadtrathes vom 14. März 1869, 
mit welchem kundgemacht wurde, daß der Zufchlag nur dann zurück⸗ 
erſetzt wird, wenn die Waare In derſelben Gradhältigkeit binnen drei 
Tagen weiter verführt wird, erkannte die Statthalterei, daß durch 
dieſe Kundmachung der Grundſatz des 8. 86 Gem. ⸗Ordg. inſoferne 
nicht alterirt werde, als dieſelbe lediglich als eine auf Vollziehung 
des Gemeindebeſchluſſes abzielende, das Tranſtto⸗Gut betreffende Maß⸗ 
nahme anzusehen ift, wodurch im Jntereſſe der Parteien und der Ge⸗ 
meinde das zu beobachtende Verfahren geregelt, die prineiplelle Ver⸗ 
Iflichtung der Gemeinde zur Rückerſtattung der Umlage aber auch nach 
Ablauf der Friſt, und auch im Falle der Veränderung der Grad⸗ 
hältigkelt der Waare nicht ausgeſchloſſen wird. Die Statthalterei hat 
hiernach die Entſcheldung des Bezirkshauptmaunes, inſoweit mit der— 
ſelben obige Kundmachung als mit 8. 86 Gem.⸗Ord. unvereinbar bes 
hoben wurde, über den Recurs des Stadtrathes aufgehoben, und iſt 
der gedachten Kundmachung vom Standpunkte des ſtaatlichen Auf⸗ 
ſichtsrechtes unter der Bediugung nicht entgegentreten, daß im Falle 
der Ausfuhr von Branntwein oder Meingeift, auch wenn dieſer in 
der Gradhältigkelt verändert oder als Tranſito-Gut nicht erklärt, aber 
als ſolches zwar angemeldet, aber die Ztägige Ausfuhrsfriſt verſäumt 
wurde, die Rückerſtattung der Gemeinde-Umlage im Grunde des 8. 86 
Gem.⸗Ord. ſtattfinde. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung reeurrirte die Gemeinde B. 
an das Minifterium des Junern, indem fie darin anführte, daß unfere 
Geſetzgebung zwiſchen einer „unproduelſven“ Gonſumtlon (Vertilgung 
des Stoffes) und einer „productiven“ (Verarbeitung und Umſtaltung 
in einen anderen Stoff) unterſcheide, daß der §. 86 bei dem Aus⸗ 
drucke „Verbrauch“ ſowohl die „productive“ als die „unproductive“ 
Conſumtion im Auge habe, und die Gemeinde daher zur Meftitutlon 
der Gemelndeumlage nur dann verpflichtet fei, wenn die Waare ganz 
unverändert wieder ausgeführt wird, daß die Gemeinde daher eine 
Neftitution nur dann eintreten lafſen wolle, wenn die Waare a) inner- 
halb 3 Tagen und b) im unveränderten Zuſtande ausgeführt wird; 
daß der Bezirkshauptmann die Beſchränkung ad a) aufrecht erhalten 
und nur den Abſatz b) als unvereiubar mit dem 8. 86 bezeichnet 
habe, daß die Statthalteret zwar das gauze Ediet vom 14. März 1869 
gelten laſſe jedoch unter Beſchränkungen, welche die in dieſem Punkte 
behobene Entſcheidung des Bezirkshauptmannes in Wirkſamkeit erhalten, 
und weitergehend die Beſchräukung ad a) behebt, daß die angefochtene 
Skatthalterei⸗Entſcheidung mit der des Miuiſteriums des Innern vom 
24. December 1869, 3 17397), im Widerfpruch ſtehe, daß diefelbe 
die ganze Eiuhebung des Communalzuſchlages illuforiſch mache, well 
der Gemeinde die Berechtigung aberkannt werde, die Identität der 
Waare wegen ihrer geringeren Gradhältigkeit in Zweiſel zu ziehen, 
ja der Gemeinde die Verpflichtung auferlegt werde, den ganzen Zu⸗ 
ſchlag zurück zu erſetzen, obwohl ein Theil der Waare wirklich con⸗ 
ſumirt und nur verdünnte Waare in gleichem Quantum ausgeſührt 
wird, daß die analoge Anwendung des Art. VI. des Geſetzes vom 8. 
Juli 1868, Nr. 90, zu Mißverſtändniſfen und Streitigkeiten führen 
müfſe. Das Schlußpetit der Gemeinde B. lautete dahin, dae Mini⸗ 
ſterium wolle die Einhebung des 15% Verzehrungsſteuer⸗Zuſchlages 
in dem ganzen Umfange mit der einzigen Ausnahme aufrecht erhalten, 
daß nur bei einer binnen 3 Tagen ſtattfindeuden Ausfuhr der Tranſito⸗ 
waare im unveränderten Zustande eine Reftitutton ſtattfinde. 


) Man vergleiche den Fall in Re. 10 auf Seite 39 des heurigen Jahr 
ganges bieſer Zeitschrift. Ben. der ged. 
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Das Minifterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 2. Juli 
1870, 3.8189, erkannt: dem Recurſe der Gemeinde B. wird —iuſo⸗ 
weit mit der angefochtenen Skatthalterei⸗Entſcheidung ausgeſprochen 
wurde, daß fie verpflichtet ſei, den bei der Einfuhr oder der Erzeu⸗ 
gung im Orte abgenommenen Gemeinde⸗Zuſchlag zur Verzehrungs⸗ 
ſteuer vom Branntwein und Weingeiſt in jedem Falle zurück zu er⸗ 
ſtatten, wenn die mit der Communal-Umlage belegte gebrannte Flüſſig⸗ 
keit im Gemeindegebiete nicht verbraucht, ſondern wieder ausgeführt 
wird, und daß dieſe Verpflichtung insbeſonders auch dann noch auf 
recht beſtehe, wenn der Branntwein oder der Weingeſſt in der Grad⸗ 
hältigkeit verändert oder wmflaltet zur Ausfuhr gelangt, oder wenn 
die ausgeführte Fluſſigkeit entweder bei der Einfuhr als Trauſtto-Gut 
nicht angemeldet oder falls dies geſchehen, erſt nach Ablauf der feſt⸗ 
geſetzten Ausfuhrfriſt ausgeführt wurde, im Hinblicke auf die Be⸗ 
stimmungen des $. 86 der Gem.⸗Ord. — keine Folge gegeben, und 
es wird auf Grundlage des $. 102 der G. O. die Vollziehung des 
dem Ediete vom 14. März 1869 zu Grunde liegenden Beſchluſſes 
des Gemeinde⸗Ausſchuſſes vom 13. März 1869 inſoweit unterſagt, als 
dieſer Beſchluß mit den vorgeführten aus den Anordnungen des 8. 86 
der Gem.⸗Ord, rejultivenden Ausſprüchen in Widerſpruch ſteht. Km. 


Zur Frage der Conenrreuz von Seite der Fillalgemeinde zur Erhaltung 
des Friedhofes der Mutterpfarrgemelnde. 


Mit dem Statthalterelerlaſſe vom 22. Jänner 1864, 3. 3522, 
wurde die Reparatur der Mauern des alten und neuen Friedhofes in 
D. genehmigt und bemerkt, bezüglich der Hand- und Fuhrlohnkoſten 
habe das Bezirksamt Amt zu handeln. Das Bezirksamt hat nun in 
Betreff dieſer Koſten (157 fl. 67 kr.) bei dem Umſtande, als eine 
beſoudere Concurrenzverhandlung über die Reparkition dieſer Summe 
unter die betheiligten Gemeinden nicht ſtattgefunden hat, erkannt, daß 
im vorliegenden Falle die bei der Lieltaliousverhandlung am 21. Juli 
1852, ermittelte Coneurrenz abermals zu Grunde gelegt werden müſſe. 
Daınals handelte es ſich um dle Anlage des neuen Friedhofes in D. 
und es wurde beſtimmt, daß die eingepfarrten Ortſchaften D. u. W. 
ein Drittel, die übrigen Gemeinden aber zwei Drittel der Koſten zu 
beſtreiten Hätten. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirten die 13 übrigen zur Mutter⸗ 
pfarre gehörigen Gemeinden an die Statthalterei und verlangten die 
vollſtaͤndige Befreiung von jeder Concurrenzleiſtung mit Berufung 
dorauf, daß fie in den Ortſchaſten T., P. und S. eigene Begrabniß⸗ 
plätze haben und fie allein erhalten müſſen. 

Mit den Erlaſfe vom 16. October 1867, 3. 50469, hat die 
Statkhalterei das Erkeuntniß des Bezirksamtes behoben und entſchieden, 
daß die Koften der Frledhofmauern⸗Reparaturen in D. von den Ge⸗ 
meinden D. und W. allein beſtritten werden follen, weil die 13 übri⸗ 
gen Gemeinden drei eigene Friedhöfe haben und das hinſichtlich der 
Paulo des neuen Friedhofes am 21. Juni 1852 aufgenommene 

rotokoll nur ein freiwilliges Uebereiukommen enthält, welches für die 
künftigen Herſtellungen keine bindeude Verpflichtung begründe. 

Gegen dieſe Eutſcheidung haben die Gemeinden D. und W. den 
Miuiſteriatrecurs ergriffen, welchem nuch das Minifterium für Cultus 
und Unterricht am 24. Juni 1869, 3. 5415, aus nachſtehenden Grüu⸗ 
den Folge zu geben fand: Aus den vorgelegten Verhandlungsacten gehe 
hervor, daß jene Bedingung, unter welcher allein die Errichtung eigener 
Friedhöfe in den Filiolgemeinden die letzteren von der Verpflichtung 
der Beikragsleiſtung zu den Reparatursfoſten der Friedhofmauer in 
der Muttergemeinde D. hätte befreien können, nämlich eine Verein⸗ 
barung der betreffenden Gemeſuden über dieſen Punkt oder die Bei⸗ 


bringung des Nachweſſes, daß fi durch die Herſtellung neuer Fried⸗ 


höfe für die eingepfarrten Gemeinden die Auslagen der Muttergemeinde 
D. und der auf denſelben Friedhof angewieſenen Filialgemeinde W. 
mindeſtens um den Betrag des Concurxenzbeikrages der mit eigenen 
Friedhöfen verſehenen Filialgemeinden vermindert haben, nicht erfullt 
iſt, und es treten mithin die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen, 
wonach die Filialgemeinden verpflichtet find, zu Friedhofbauten eben fo 
wie zu Kirchen- und Pfarrhofbauten in der Muttergemeinde beizutragen, 
in ihre volle Wirkſamkeit. Hiezu komme noch für den vorliegenden Fall 
der Umſtand, daß durch die Errichtung eigener Friedhöfe in den Filtal⸗ 
gemeinden, vie aus den Acten zu entnehmen iſt, die Benützung des 
Friedhofes der Muttergemeinde von Seite der erſteren noch keineswegs 
aufgehört hat, ſondern derſelbe fogar regelmäßig zur Beerdigung Heiner 
Kinder bis zum ſechsten Lebensjahre, und bei größerer Sterblichkeit, wie 


ſolche im J. 1866 anläßlich der Cholera⸗Epidemie eintrat, ausnahms⸗ 
weiſe auch zur Beſtattung der Erwachſeuen von den 13 Filjalgemeinden 
benutzt wird. Im Zuſammenhange hiemit könne auch die weitere An⸗ 
nahme des Statthalterei-Erlafjes vom 16. October 1867, Z. 50469, 
daß die Uebernahme einer Beitragaleiftung zur Herſtellung des neuen 
Friedhofes, welche in dem Protokolle vom 21. Suni 1852 ausgeſprochen 
wurde, von Seite jener 13 Gemeinden eine freiwillige geſbeſen ſei, 
welche keine weitere Verpflichtung nach ſich ziehen konne, uur inſoweit 
als richtig anerkannt werden, als von dem dort ſeſtgeſetzten Maßſtabe 
der Belkragsleiſtung, wornach ein Deittfeil der Koſten auf die beiden 
Gemeinden D. und W. und zwei Drittheile auf die 13 auderen Filial⸗ 
gemeinden entfielen, die Rede ift; die Beitragsleiſtung ſelbſt ſei jedoch 
auch in jenem Falle keine freiwillige geweſen, ſondern beruhte auf dem 
gefetzlichen Zuſammenhange der 13 Gemeinden mit der Dechautei und 
Multergemeinde D. und wurde von ihnen zudem deßhalb übernommen, 
weil fie eben ein Recht auf eventuelle Benützung des neuen Friedhofes 
ſich reſerviren wollten. Weil aber allerdings wenigſteus der Maßſtab 
der damaligen Meparlition auf einer freiwilligen Uebereinkuuft beruhte, 
fo kann für die Folge eine fortdauernde Geltung des Protokolls vom 
21. Juni 1862 nicht behauptet werden, und fomit bei Behebung des 
Statthalterei⸗Erlaſſes vom 16. October 1867 die Entſcheidung des Be⸗ 
zirksamtes vom 22. Mai 1867, wonach auch dermalen auf die Filiale 
gemeinden D. und W. ein Dritiheil, und auf die 13 anderen Gemeins 
den zwei Drittheile der Herſtellungskoſten entfallen ſollten, nicht unbe⸗ 
dingt zur Geltung gelangen. Es erſcheinen vielmehr in ſo lange, als nicht 
eine neue Vereiubarung der 15 betheiligten Gemeinden zu Stande 
kommt, und daber wegen der geringeren Benützung des neuen Fried⸗ 
hofes in D. durch die 13 früher benannten Filialgemeinden die Beſ⸗ 
kragsleiſtung derſelben aus Bllligkeitsrückſichten vermindert wird, die 
coucurrenzpflichtigen Gemeinden verbunden, die Auslagen für Handlan⸗ 
ger und Zufuhren nach dem allgemeinen geſetztſchen Maßſtabe unter 
ſich zu reparllren. (Ger. Ztg.) 


— — 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Minifteriums des Innern bom 17. Jull 1870, 8. 3086, 

betreffend die Ausführung des Artikels 4, Absatz 3, des Stantsgrund⸗ 

geſenes vom 21. December 1867, R.-G.-B. Nr. 142, fiber die Augwan⸗ 
derung Wehrpflichtige. 


Im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Landesverkheidigungs⸗Minſſterium 
wirb anläßlich eines conereten Falles eröffnet: 

Wenn minderjährige Perſonen vor Erreichung des wehrpflſchkigen Alters 
mit Auftimmung ihrer Eltern die Erklärung abgeben, aus dem öſterrelchiſchen 
Staatöverbanbe treten zu wollen, jo find fie nur dann als wirkliche Auswan⸗ 
derer zu betrachten und als ſolche von der Erfüllung der Wehrpflicht in Oeſter⸗ 
reich befreit, wenn ſich biefelben auch wirklich in einen auswärtigen Staat 
begeben. 

Sobalb eben folche minderjährige noch nicht wehrpflichtige Personen nach 
abgegebener Erklärung und deren behördlichen Entgegennahme forkan in ihrem 
früheren öſterreichiſchen Domizile verbleiben und eine andere Staatslürgerſchaft 
nicht erwerben, fo ſind biefelben auch nicht von der Erfüllung der Wehrpflicht 
in Oeſterreich befreit, weil fie in dieſem Falle wicht als Auswanderer im 
Sinne bes g. 1 des Patenles vom 24. März 1832 zu betrachlen find. 

Es kann In dieſer Beziehung keinen Unlerſchieb machen, wenn den Bes 
treffenden eine Erledigung des Inhaltes gegeben wurde, daß fie (die Auswan⸗ 
derer) aus dem öſterr. Staatsverbande ausgeſchieden ſe len, weil dieſe 
Erklärung nur wirkliche Auswanderer im Auge haben kann. 

Wütde nicht an biefem Grundſahe feſtgehalten, fo wäre damit nicht mur 
Gelegenheit zur Erledigung ber Wehrpflicht gegeben, ſondern es würde auch ber 
beſondere geſetzliche Schutz, welcher Minderjährigen durch das a. b. G. B. ger 
währt wird, bei solche Personen keine Anwendung finden können. 


Erlaß des f. 1. Miniſterlums des Innern vum 6. Juni 1870, 9. 1167, 
betreſſend die Geſchäftsvereinfachung lu der politiſchen Depoſtkirung⸗ 


Das f. k. Miniſterium des Innern hat im Einvernehmen mil dem Finanz⸗ 
Miniſterium angeordnet, daß in der Gebahrung mit den bei den Bezirkshaupk⸗ 
mannſchaften einlangenden Geldbetragen, Stämpeln und anderen Gelbeswerkheit 
zur khunlichſten Geſchäftserleichterung der Steuerämter jede durch die Beltim- 


mungen der Inſlruction über die Behandlung ber politiſchen Baubepoſiten vom 
12. December 1853 nicht ausgeſchloſſene Vereinfachung einzutreten hut. 

Hiernach ſind msbeſondere Geldbeträge, welche noch am Tage des Ein⸗ 
langens dem Bezugsberechtigten im kurzen Wege erfolgt, ſowie Abfuhr von 
Gefällsſirafen. Steuern und Gebührenzahlungen, welche ſofort an die Kaffe 
zur Verrechnung in dem betreffenden Gefällszwelge übergeben werden können, 
einer vorläufigen Depotirung nicht zuzuführen, ſondern gleich der defl 
nitiven Behandlung zu unterziehen. 


PBerfonntien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Maleſtat haben deut mit der Leitung der dalmatinischen, Statthal⸗ 
terel betrauten Secllonschef Joſef Bruno Freiherrn Fluch o. Lervenkron 
die Würde einge geheimen Rathas verliehen. 

Se. Majeſtak haben dem Seekionschef im k. k. Finanzmumiſterum Karl 
Da als Mitten der eiſernen Krone zweiter Claſſe den Freiherrnſtaud ver⸗ 
liehen. 

Se Malettät haben bem Vicepräfidenten der galt. Finanzlandesdrrectton 
Abalf Jorkaſche Koch tapfrer das Ritterkreuz des Leapold⸗Ordens verliehen. 

Se. Maſeſtat dean dem Oberfinaugrathe und Univerfitätsprofefjor Ik 
Prag, Dr. Johann Marz Chlupp als Ritter des Ordens ber eiſernen Krone 
drilter Elaſſs den Ritlerſtand mit dem Prädicate „von Chlonau” verliehen. 

Se. Maſeſtat haben dem Oberbergralhe Eduard Stokher den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Se. Majeftät haben den Built sei und Canbesmebicinaltath Dr. 
Franz Ritter von Skoda zum Statihaltereirathe zmetter Elaſſe und zum Landes⸗ 
ſanilätsreferenten bei der Statthültererei für Böhmen, den Landesmebrcinalralh 
Dr. Illuminat Zabro zune Stallhaltereirathe zweiter Claſſe und zum Landes: 
reſerenten bei der Stalthaltereiefü das Küſtenland, den Landesntebleinalrath, 
Dr, Eonftantinv. Fradenel zum Regierungsrathe und Landesſanitätsreferenten 
bet der Landesregſerung für Kärnten und den Laudesmedielnalrath Dr. Eduard 
Czeile zum Regierungsrathe und Landesſanitätsreferenten bei der ſchleſiſchen 
Latehrötegerumg ene. 

Se, Maleſtat haben den Landesmebſeingleath Dr. 
Statthaltereirathe zweiter Claſſe und Landesſauikätsrefecenten bei der Stattz 
halterei für Galizien und den Landesmedicinglrath Dr. Auguſt Mitter 
von Anbrioli zum Regierungsrathe und Landesſanitätsreferenten bei der 
Landesregierung für Krain ernannt. 

„Se. Maſeſtät haben angeordnet, daß dem Sectionsrathe im Finanz⸗ 
minijtertum Marl Igling Dei eine Weſcgung in den Rubeſtand bie Aller, 
hochſte Zutxisbentelt bekam genden wech, 

‚Se. Majeſtät haben dem Director der Güter des e ee en 
Religionsfondesß in der Bulomma, Hugo Pramberger eine fillemlfirte 
Secklonsrathsſtelle im Finanzminfſterium verliehen. 

Se. Majefict haben dem mit Titel und Charakter aue Minortalleom 
tie heßeideten Miniftercomeipiften im Finanzminiſterium Andreas Baum⸗ 
gartner eine ſiſtemiſirte Miniſterialſecretärsſtelle verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberamlsdirector in Trieſt, Finanzrath Jalob 
Rauch das Ritterkreuz des Franz⸗Foſefs⸗Ordens 90 he. 

„ et haben dem in den blelbeuden Ruheſtanp verſezten Steuer, 
einnehmer Karl Ku naſt das goldene Verdlenſtkreuz verliehen. 

Se. Majeftät haben den im Aderbauminifterium in Verwendung ſtehen⸗ 
den Berggeſchwornen Johann Lhotsky tayfrei den Titel und Charakter ann 
Burgsonmiliare wertiehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den k. k. nied.⸗öſterr. Aus⸗ 
culnaten Dr, Theodor Erb und den Amanuenſis der k. k. Univerſitätsbibllo⸗ 
thet zu Graz Dr. Alberk Kosmatſch zu Amanuenſes an der k k. Univerſikäls⸗ 
bibliolhek in Men nannt, 

Zer Meinte des Innern hat die ſiſtemiſtrte Stelle des Landesthierarzles 
für Böhmen ben dortigen Landesthierarzte Pr. Johann Maveſch verliehen. 

Der Mintfter des Joern bat bie jiftemifrte Stelle des vandeskbterarsres 
für Galizten dem dortigen eme hertz, Dr, Kol Borwer weslichen: 

Der Finanzminiſter hat dem prankloriiden Winierialomei, A 
5 eine ſiſtemiſirte Diinifteriolsomerpafionfelle Im hinampmialiteri 
Neben. 

Der Aderbaumintiter hat den Verggeſchwornen der Berghauptmanyſchaft 
in Cilli Johann Tussany zum Bergeonmiſſar daſelbſt, und den im Acer⸗ 
Dominion in Verwendung ſtehenden berghauptmannſchaftlichen Fanseite 
prastifungen Nunolf Knapp zu Berggeſchwornen ernannt. 4 

Der Minlfter des Innern hat den Regierungsrath Profeſſor und Erimar- 
ant Dr. Anton Noll, Weulerungsrag, Ersteller unn Prtmatuczt Dr Juſeſ 
Sell, den arten Stabibuirteng Dr, Nat Wo. ben Brofenor Ir. Joſef 
Kaulich in Prag und den Kreisarzt Da, Joſef H % im Auzalin zu 
ordentlichen Dütglieberu des Landessanikätsrahes für oben erngant. 

Ser oberſte Rechnungshof hal die bei demſelben erledigten zwei Rechnungs⸗ 
rathsſtelen dem mit bene let und Charakter eines Rechnungsrathes bekleideten 
chm kofpeiale exfter Elaſſe des Fachrechnungsdepartemenks des k. k. Finanz⸗ 

riunts für die Staateſchuld Georg Haberer, dann dem Rechnungs⸗ 
aianl gester Clafie des Nechnungsdeparlentens der Banbesersirrung in gets 
win Johann Drlomstp nerhehen. 

Der Aderbauminifter hat den Statthaltereiconcipiften Dre Caſimir Grafen 
Babeni zum Minifterialeoneipiften im Acherbaumiuiſtettum ernannt. 

Der Finanzminister hat den, prozifpifgen Mintfterialconcipilten Franz 
Ab eine ſiflemifirte Miniſterialconeipiſtenſtelle im Finanzminiſterlum ver⸗ 
ichen. 


Jonaz Neſſig zum 
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Erledigungen 
aus dent Amtäblatte der „Wiener Zeitung“, 


1 muneheerstfielle erster Glafie In Mähren in der neunten Diäten⸗ 
claſſe mit 945 fl. halt, enten eine Einnehmersſtelle zweiter oder dritter 
Elaſſe mit 840 fl. und 785 fl., ereus eine Controlorsſlelle erfter zweiter und 
alte Olasje cbnge Diclenclaſſe, Jahresgehalt 735 fl., 680 fl. oder 525 fl. 
und endlich «mt Offieialsftele elfter Diätenclaſſe mit Gehalt jährlicher 325 fl 
4% fl. 50 kr. oder 420 fl. und Cautionspflicht in der Gehaltshöhe bis 
J. September l. J. (Amtsblatt Nr. 186. 
„Finanzratheſtelle bei der nieder⸗ österr. Finanzprocuratur niit 1800 fl. Gehalt 
jährlich und dem Qnuarkiergeld Jährlicher 300 fl. eventuell eine Procuraturs⸗ 
abyumeteuftelle mit 1400 fl. Gehalt jährlich uud dem Quarſiergelde jährlicher 
250 fl. bis 7. September l. J. (Amtsblatt Nr. 186.) 
„Drei Finanzeonceptspractikantenſtellen ſede mit dem Adjukum von jähr⸗ 
licher 400 fl. ö. W. für Mähren bis 7. September 1. J. (Amtsblatt Nr. 188.) 
Landthierarztesſtelle in Schlesien mit dent Amtsſſhe in Troppau, Jahres 
gehalt 800 fl. bis 15. Seplentber l. J. (Amtsblatt Nr. 192.) 
Poſtamis⸗Aeceſſtenſtelle zweiter Clafe im Innsbrucker Poſtdireckiosbesteke 
500 0 Jahresgehaſt, Caution 400 fl. bis 7. "September l. J. (Amtsblatt 
r. 192. 


Steuereinnehmersſlelle in Steiermark neunte, Dlätenelaſſe, Gehalt j 
lich 945 fl ebentuell eine Steuereinnehmiersſtelle mit 800 fl. ober 735 fl. jä 
lich, oder eine Steueramlsconttolorſtelle mit 735 fl. oder 630 fl. jährlich, 
ſänimllich gegen Caukſon bis 12. September 1. J. (Amtsblatt Nr. 198.) 

.  Bmei Forſtelevenſtellen für die Aerarialforſtperwaltung mit ei 
dium Jährlicher 200 fl. bis 7. September l. O. 0 

Poltzel⸗Bezirksarztesſtelle beim Polizeikommiſſarial Wieden mit dug M 
949 % 0 und 105 fl. Quartiergeld bis 1. September J. J. (Amtsblatt 

k. 195. 

Rrhmunnelfickaläfelle sr Claſſe i Wariomalllanne des Statthalterei⸗ 
echnungspevartemems | mir Se ft. abel unh dem Quarkiergelde 
200 fl. jährlich bis 15. Geptember L J (Ktsbfatt Nr. Tab, 

Offieialsſtelle beim Necnungeobeparteraent ber innnzbtrrctten in Hinz, 
elfte Diälenclaſſe mit 500 fl. Gehalt jahrlich, eventuell eine Practikautenſtelle 
mis dom ek läbslidher 200 fl. ober ohne dasſelbe bis 15. September 
rin 1 Ar. 

Rechnungsführersſtelle ber der Hof und Stagtsdruckerei neunte Dläten⸗ 
claſſe 945 fl. Gehalt und 210 fl. Quartiergeld jährlich bis 15. September l. J. 
e 196, 197 

e St. fi 


diciniſchen Klinit und Secundararztes 
1 25 t uch . Adſutum fährlſch ad Fels 
quar 1 Ike 8 ptember L. A. (Hustählast We, 198.) 

wei Practtkantenftellen beim Rechuungsdepartement der I. k. mähriſchen 
Statthalterei mit dem Adjulum jährlicher 200 fl. bis 20. September l. J. 
(Amtsblatt Nr. 198.) 


40 kr. Dem fühlbaren Mangel einer guten 40 kr. 
Specialkarte 


deulſch - franzöſtſchen Kriegsſchauplatze⸗ 


iſt durch die ſoeben erſchienene Karte von Guſtav Konig (Verlag 
von Moritz Perles in Wien, Splegelgaſſe Nr. 17) ab⸗ 
geholfen. Dieſelbe iſt mit großer Genauigkeit gearbeitet, in 8 Farben 
colorirt und mit intereffanten ſtatiſtiſchen Notizen verſehen. 

Zu haben in allen Buch“ und Kuuſthandlungen. Preis 40 kr., 
mit Francopoſtuerſendung 50 kr. 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaffe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen: Wissenschaften, überniumt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beforgt Nieht-Vorräthiges wngehend. 

Ich richte mein Hauptaugennterk auf die Beforgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich mit Ihren Aufträgen zu beehren. 


Hohsdtungsset r 
Moritz Perles, 


Buchhauplung in Wien, Spiegelgaffe Nr. 17. 


Druck von A. Pichlers Witwe & Sohn in Mien. 


Verlag nom Morih Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


